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Vorschlag für eine Zwanzigste Richtiinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über die Umsatzsteuern — gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: Ausnahmeregeiung im Zusammenhang mit den 
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der Währungsausgieichsbeträge für bestimmte iandwirtschaftiiche Erzeugnisse 
gewährt werden 
»EG-Dok. Nr. 8648/84« 


A. Problem 

Die mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes vom 29. Juni 1984 gewährte Sonderbeihilfe für die 
Landwirtschaft, die im Verlaufe des Gesetzgebungsverfahrens 
für die ersten Jahre von drei auf fünf Prozent erhöht worden 
ist, bedarf einer geänderten Rechtsgrundlage im Recht der 
Europäischen Gemeinschaft. 


B. Lösung 

Der Richtlinienentwurf gibt diese Rechtsgrundlage. 

Der Ausschuß begrüßt deshalb die Vorlage im Grundsätzli- 
chen, mißbilligt aber eine Befrachtung des Richtlinienent- 
wurfs mit einem Gebot getrennten Ausweises von Sonderbei- 
hilfe und eigentlicher Umsatzsteuer, das entbehrlich erscheint 
und in der Vereinbarung von Fontainebleau nicht enthalten 
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war; außerdem weist er auf die Notwendigkeit eines rückwir- 
kenden Inkrafttretens der Richtlinie entsprechend dem natio- 
nalen Gesetz hin. 

Mehrheit gegen die GRÜNEN bei Enthaltung der SPD 


C. Alternativen 

Die Oppositionsfraktionen haben das Umsatzsteuerände- 
rungsgesetz nicht mitgetragen und unterstützen deshalb auch 
die Richtlinie nicht. 


D. Kosten 

Durch die Richtlinie soll lediglich ein kostenwirksames natio- 
nales Gesetz bestätigt werden; der Bestätigungsvorgang 
selbst schafft keine neuen Kosten. 


2 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/2265 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt den Richtlinienvorschlag der EG-Kommission 
(Anlage) als einen wichtigen Schritt zur EG-rechtlichen Absicherung der Sonder- 
beihilfe für die deutsche Landwirtschaft, die sich aufgrund der Brüsseler Agrar- 
beschlüsse als notwendig erwiesen hat. Er bittet die Bundesregierung, für eine 
baldige Verabschiedung dieser Richtlinie einzutreten und dabei sicherzustellen, 
daß die Richtlinie rückwirkend ab 1. Juli 1984 in Kraft tritt. 

Nach dem Vorschlag der EG-Kommission müßte die Sonderbeihilfe in den Rech- 
nungen der Pauschallandwirte und in den Steuererklärungen ihrer Abnehmer 
neben der Umsatzsteuer gesondert angegeben werden. Damit würden den Land- 
wirten und ihren Abnehmern Pflichten auferlegt, die weder aus steuerlichen 
Gründen noch im Hinblick auf die eigenen Einnahmen der EG aus der Mehr- 
wertsteuer erforderlich sind. Der Deutsche Bundestag kann dies nicht billigen. 
Er bittet die Bundesregierung, für eine Fassung der Richtlinie einzutreten, die 
von überflüssigen Anforderungen absieht und die Beibehaltung der Regelungen 
ermöglicht, die im Ersten Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 
29. Juni 1984 enthalten sind. 


Bonn, den 25. Oktober 1984 


Der Finanzausschuß 

Gattermann Schiatter 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Zwanzigste Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — gemeinsames Mehrwertsteuersystem: 
Ausnahmeregelung im Zusammenhang mit den Sonderbeihilfen, die bestimmten Landwirten 
als Ausgleich für den Abbau der Währungsausgleichsbeträge für bestimmte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse gewährt werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 855/84 des Rates vom 
31. März 1984 über die Berechnung und den Abbau 
der Währungsausgleichsbeträge für bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse^) ist eine Anpas- 
sung der repräsentativen Kurse vorgesehen, die im 
Falle der Bundesrepublik Deutschland, wenn sie 
am 1. Januar 1984 stattfindet, zu einem Preisrück- 
gang in Landeswährung und folglich zu einem 
Rückgang der landwirtschaftlichen Einkommen 
führen muß; zum Ausgleich ist die Möglichkeit vor- 
gesehen, besondere einzelstaatliche Beihilfen zu ge- 
währen, an deren Finanzierung sich die Gemein- 
schaft im Rahmen einer zeitlich befristeten und 
degressiven Regelung beteiligt. 

Zum Ausgleich wird die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 855/84 
ermächtigt, unter Verwendung der Mehrwertsteuer 
eine Sonderbeihilfe zu gewähren, die 3% des vom 
Käufer des Agrarerzeugnisses gezahlten Preises 
ohne Mehrwertsteuer nicht übersteigen darf. 

In der Entscheidung 84/. . ./EWG des Rates vom 
Juni 1984^) wird die Bundesrepublik Deutschland 
ermächtigt, diese Grenze zu überschreiten und für 
den Zeitraum vom 1. Juli 1984 bis zum 31. Dezember 
1988 einen Satz von 5% anzuwenden; folglich müs- 
sen die vorliegenden Bestimmungen ab 1. Juli 1984 
Anwendung finden. 

Um Verzerrungen der einheitlichen Mehrwertsteu- 
er-Bemessungsgrundlage in der Gemeinschaft zu 
vermeiden, die durch die Sechste Richtlinie 77/388/ 
EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisie- 
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 


') 

2 ) 

3) ABL Nr. L 90 vom 1. April 1984, S. 1 
^) 


Über die Umsatzsteuern — gemeinsames Mehr- 
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Be- 
messungsgrundlage ^) harmonisiert worden ist, und 
um insbesondere die Grundlage für eine genaue 
Berechnung der von den Migliedstaaten abzufüh- 
renden Eigenmittel aus der Mehrwertsteuer auf- 
rechtzuerhalten, sind gemäß Artikel 3 Abs. 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 855/84 die Zahlungen derar- 
tiger Sonderbeihilfen in der Rechnung oder der 
Mehrwertsteuer-Erklärung aufzuführen, womit die 
Mehrwertsteuer als Mittel eingesetzt wird; diese 
Beihilfen dürfen den in der obengenannten Rats- 
verordnung festgelegten Prozentsatz des vom Käu- 
fer des Agrarerzeugnisses gezahlten Preises ohne 
Mehrwertsteuer nicht übersteigen. 

Die Bundesrepublik Deutschland muß durch Son- 
dermaßnahmen ermächtigt werden, von einigen Be- 
stimmungen der Richtlinie 77/388 abzu weichen, so- 
weit dies notwendig ist, um die durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 855/84 und die Entscheidung 84/. . ./ 
EWG genehmigte Sonderbeihilfe anzuwenden. 

Die Gewährung einer derartigen Sonderbeihilfe 
würde mangels einer besonderen Genehmigung 
den Bestimmungen der Artikel 17, 22 und 25 der 
Richtlinie 77/388/EWG zuwiderlaufen — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Abweichend von den Bestimmungen der Richtli- 
nie 77/388/EWG wird die Bundesrepublik Deutsch- 
land ermächtigt, die Mehrwertsteuer zur Gewäh- 
rung der mit der Verordnung (EWG) Nr. 855/84 und 
der Entscheidung 84/. . ./EWG genehmigten Sonder- 
beihilfe zu verwenden. 

Artikel 2 

1. Die Mehrwertsteuer darf als Mittel zur Gewäh- 
rung der Beihilfe nur bis zu der in Artikel 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 855/84 genehmigten 
Grenze von 3 % eingesetzt werden. 

2. Gemäß der Entscheidung 84/. . ./EWG darf die- 
ser Prozentsatz jedoch bis zum 31. Dezember 
1988 auf 5% erhöht werden. 

3. Die Sonderbeihilfe, bei der die Mehrwertsteuer 
als Mittel eingesetzt wird, kann nach einer der 


ABI. Nr. L 145 vom 13. Juni 1977, S. 1 


4 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2265 


beiden nachstehend in Artikel 3 genannten 
Methoden gewährt werden. 

Artikel 3 

Die Bundesrepublik Deutschland kann vorsehen, 

daß 

— ein Pauschallandwirt im Sinne von Artikel 25 
Abs. 2 dritter Spiegelstrich der Richtlinie 77/388/ 
EWG, dem Betrag seiner Rechnung über den 
Verkauf seiner landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse an einen Steuerpflichtigen eine Summe 
hinzüfügen darf, die den in Artikel 2 genannten 
Prozentsatz des in der Rechnung oder einem an- 
deren als Rechnung dienenden Dokument auf- 
geführten Preises ohne Mehrwertsteuer nicht 
übersteigt; 

— ein landwirtschaftlicher Erzeuger, bei dem es 
sich um einen unter das normale Mehrwertsteu- 
ersystem fallenden Steuerpflichtigen handelt, 
von der Steuer, die er schuldet, bei Einreichung 
seiner Erklärung einen Betrag abziehen darf, 
der den in Artikel 2 genannten Prozentsatz des 
Verkaufspreises seiner landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse für den betreffenden Zeitraum ohne 
Mehrwertsteuer nicht übersteigt. 

Artikel 4 

1. Abweichend von Artikel 17 Abs. 2 der Richtlinie 
77/388/EWG kann ein Steuerpflichtiger, der 
landwirtschaftliche Erzeugnisse von einem Pau- 
schallandwirt kauft, von der Steuer, die er schul- 
det, den Betrag der Sonderbeihilfe abziehen, die 
ihm der betreffende Pauschallandwirt nach 
Maßgabe dieser Richtlinie, der Verordnung 
(EWG) Nr. 855/84 und der Entscheidung 84/. . ./ 
EWG in Rechnung gestellt hat. 

2. Zusätzlich zu den nach Artikel 22 Abs. 3 Buch- 
stabe b der Richtlinie 77/388/EWG vorgeschrie- 
benen Angaben ist in der Rechnung eines unter 
das normale Mehrwertsteuersystem fallenden 
landwirtschaftlichen Erzeugers und in der Rech- 
nung über eine von einem Pauschallandwirt ge- 
tätigte Lieferung der Prozentsatz und Betrag 
der Sonderbeihilfe aufzuführen. 


3. Abweichend von Artikel 22 Abs. 4 der Richtlinie 
77/388/EWG hat ein Steuerpflichtiger, der land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse von einem Pau- 
schallandwirt kauft, in seiner Erklärung den Be- 
trag der Sonderbeihilfe anzugeben. 

4. Abweichend von Artikel 22 Abs. 5 der Richtlinie 
77/388/EWG kann ein unter das normale Mehr- 
wertsteuersystem fallender landwirtschaftlicher 
Erzeuger ermächtigt werden, vom Nettobetrag 
der Mehrwertsteuer, die er bei Einreichung der 
Erklärung schuldet, den Betrag der Sonderbei- 
hilfe abzuziehen. 

5. Abweichend von Artikel 25 Abs. 3 der Richtlinie 
77/388/EWG kann die Bundesrepublik Deutsch- 
land zusätzlich zu den nach diesem Artikel zu- 
lässigen Pauschalausgleichs-Prozents ätzen ei- 
nen weiteren, dem Betrag der Sonderbeihilfe 
entsprechenden Prozentsatz anwenden. 

Artikel 5 

Die Bundesrepublik Deutschland trifft die not- 
wendigen Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß 
die Berechnung und Erhebung der Eigenmittel aus 
der Mehrwertsteuer unter Bezugnahme auf die in 
den Mehrwertsteuererklärungen gemäß Artikel 4 
Abs. 3 und 4 enthaltenen Angaben erfolgt und durch 
die nach dieser Richtlinie zulässigen Abweichun- 
gen von der Richtlinie 77/388/EWG nicht beeinflußt 
wird. 

Artikel 6 

Die Bundesrepublik Deutschland hat der Kom- 
mission die Einzelheiten der Maßnahmen, die sie 
zur Anwendung der aufgrund dieser Richtlinie ge- 
nehmigten Bestimmungen trifft, mitzuteilen. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie gilt 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Bundesrepublik 
Deutschland gerichtet 
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Begründung 


Nach der Verordnung des Rates (EWG) Nr. 855/84 
vom 31. März 1984^) soll das System der Währungs- 
ausgleichsbeträge (WAB), das 1971 auf dem Agrar- 
markt eingeführt wurde, um die durch Wechsel- 
kursschwankungen verursachten Schwierigkeiten 
beim Funktionieren des Interventionssystems zu 
mildern, mit Wirkung zum 1. Januar 1985 abgebaut 
werden. Dies wird eine Verminderung der Preise in 
den Mitgliedstaaten zur Folge haben, die positive 
WAB anwenden. 

Als Ausgleich für diesen Rückgang wird die Bun- 
desrepublik Deutschland mit der obengenannten 
Ratsverordnung ermächtigt, einzelstaatliche Beihil- 
fen zu gewähren, an denen sich die Gemeinschaft 
vorübergehend und degressiv beteiligen wird. 

Als Mittel für die Gewährung der Sonderbeihilfe 
durch diesen Mitgliedstaat wurde das Mehrwert- 
steuersystem gewählt. Die Ausnahmeregelungen 
von dem mit der Ratsrichtlinie 77/388/EWG2) einge- 
führten gemeinsamen Mehrwertsteuersystem ge- 


ABI. Nr. L 90 vom 1. April 1984, S. 1 
2) ABI. Nr. L 145 vom 13. Juni 1977, S. 1 


ben die Möglichkeit, als Ausgleich für den Verlust 
von WAB Sonderbeihilfen auf dem Wege über die 
Mehrwertsteuer zu gewähren. 

Im Falle von Pauschallandwirten, die einem beson- 
deren Besteuerungssystem nach Artikel 25 der 
Richtlinie 77 /388/EWG unterliegen, wird die Bei- 
hilfe dadurch gewährt, daß ihre Preise um einen 
weiteren Prozentsatz in Hohe der zulässigen Sub- 
vention erhöht werden. Dies verlangt eine entspre- 
chende Ausnahmeregelung, derzufolge steuerpflich- 
tige Käufer den Betrag der Sonderbeihilfe (zusätz- 
lich zur Mehrwertsteuer) abziehen können. Land- 
wirte, die unter das normale Besteuerungssystem 
fallen, müssen in die Lage versetzt werden, bei Ein- 
reichung ihrer Steuererklärungen einen Betrag in 
Höhe der Sonderbeihilfe von ihrer Steuerschuld ab- 
zuziehen. 

Begrenzt ist die Beihilfe nach dieser Verordnung 
auf 3%. Mit der Entscheidung des Rates vom 
26. Juni 1984 ist die Bundesrepublik Deutschland je- 
doch ermächtigt worden, die Beihilfe für die Zeit 
vom 1. Juli 1984 bis zum 31. Dezember 1988 auf bis 
zu 5 % festzusetzen. 
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Bericht des Abgeordneten Schiatter 


Die in der Anlage beigefügte Vorlage wurde gemäß 
Nr. 45 der Sammelüberweisung von EG-Vorlagen 
vom 5. September 1984 — Drucksache 10/1946 — 
federführend an den Finanzausschuß und mitbera- 
tend an den Haushaltsausschuß sowie an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
überwiesen. Letzterer hat zur Beschleunigung des 
Verfahrens auf seine Mitberatung verzichtet. Der 
Haushaltsausschuß hat Kenntnisnahme empfoh- 
len. 


1. Inhalt der Vorlage 

Mit dem Richtlinienvorschlag will die EG-Kommis- 
sion einem Grundsatzbeschluß des Europäischen 
Rates in Fontainebleau vom 25./26. Juni 1984 nach- 
kommen. Der Vorschlag soll die Bundesrepublik 
Deutschland ermächtigen, für die Gewährung einer 
Sonderbeihilfe zum Ausgleich von Einkommensver- 
lusten der deutschen Landwirtschaft infolge des 
Abbaus des Währungsausgleichs von der 6. EG- 
Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern 
abzuweichen (steuerrechtliche Ermächtigung). Er 
ergänzt die für die Gewährung der Beihilfe erfor- 
derlichen agrar- und subventionsrechtlichen Er- 
mächtigungen, die inzwischen durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 855/84 vom 31. März 1984 sowie die 
Entscheidung 84/361 /EWG des Rates der EG vom 
30. Juni 1984 erteilt worden sind. Durch die Erklä- 
rungen von Rat und Kommission vom 31. März 1984 
zu Artikel 3 der vorbezeichneten Verordnung ist 
klargestellt worden, daß die Gewährung der Son- 
derbeihilfe über die Umsatzsteuer der 6. EG-Richtli- 
nie widerspricht und daher einer Abweichungs- 
richtlinie bedarf. In diesen Erklärungen haben sich 
die Kommission zur Vorlage eines entsprechenden 
Vorschlags und der Rat zum Erlaß einer entspre- 
chenden Richtlinie verpflichtet. 

Der Richtlinienvorschlag verlangt, daß die Sonder- 
beihilfe 

— in den Rechnungen der Pauschallandwirte und 

— in den Steuererklärungen der Abnehmer der 
Pauschallandwirte 

neben der Umsatzsteuer gesondert angegeben wird 
(Artikel 3 Abs. 1 1. Anstrich, Artikel 4 Abs. 2 und 3). 
Die Kommission hält dies zur Berechnung und 
Kontrolle des Ausgleichs der Umsatzsteuerminde- 
rungen bei der Ermittlung der Mehrwertsteuer- Ei- 
genmittel der EG für erforderlich. Artikel 5 des Vor- 
schlags sieht folglich vor, daß die Berechnung des 
Ausgleichs (Korrekturrechnung) aufgrund der An- 
gaben in den Steuererklärungen 

— der Abnehmer der Pauschallandwirte und 

— der der Regelbesteuerung unterliegenden Land- 
wirte 


erfolgt. Mit der Forderung nach gesonderter An- 
gabe der Beihilfe will die Kommission ferner Zwei- 
feln hinsichtlich der Vereinbarkeit der Beihilfe mit 
Artikel 95 des EWG-Vertrages begegnen, der die 
Diskriminierung von Waren aus anderen Mitglied- 
staaten verbietet. 

Mit dem Erfordernis getrennten Ausweises von 
Steuer und Beihilfe weicht der Kommissionsvor- 
schlag von den umsatzsteuerlichen Neuregelungen 
ab, die mit Wirkung vom 1, Juli 1984 zur Verbesse- 
rung der Einkommenssituation der deutschen 
Landwrtschaft eingeführt wurden (Erstes Gesetz 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes — UStG 

— vom 29. Juni 1984, BGBl. I S. 796). Die Sonderbei- 
hilfe wird danach auf folgende Weise gewährt (§§ 24, 
24 a UStG): 

— Bei Pauschallandwirten wird der Durchschnitts- 
satz für die Umsätze landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse angehoben. Die so erhöhte Steuer 
wird dem Abnehmer mit einem Satz und in ei- 
nem Betrag in Rechnung gestellt und von die- 
sem einheitlich als Vorsteuer abgezogen. Die 
Vorsteuerpauschale des Landwirts bleibt unver- 
ändert. Er entrichtet wie bisher keine Umsatz- 
steuer an das Finanzamt. Die Differenz zwi- 
schen der dem Abnehmer berechneten Steuer 
und der pauschalierten Vorsteuer ergibt den 
Beihilfebetrag. 

— Die der Regelbesteuerung unterliegenden Land- 
wirte können ihre Umsatzsteuerschuld um die 
Beihilfe kürzen. 


IL Haltung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich an einer bal- 
digen Verabschiedung der Richtlinie interessiert. 
Diese muß rückwirkend zum 1. Juli 1984 anwendbar 
sein, da sonst die Neuregelungen in den §§ 24, 24 a 
UStG für eine Zwischenzeit gegen Gemeinschafts- 
recht verstoßen. 

Dem Richtlinienvorschlag in der vorgelegten Fas- 
sung kann nicht zugestimmt werden. Hierfür sind 
folgende Gründe maßgebend: 

— Die Verwirklichung des Vorschlags würde eine 
erneute Änderung des UStG (Anpassung an die 
Richtlinie) notwendig machen. 

— Bei gesondertem Ausweis der Beihilfe wäre de- 
ren Charakter als abgabenrechtliche Maßnahme 
fraglich. Daher wären zusätzliche Regelungen 
erforderlich, weil die Anwendbarkeit der Vor- 
schriften der Abgabenordnung auf die Beihilfe 
(Festsetzung, Rückforderung usw.) nicht gesi- 
chert wäre. Zudem würden sich verfassungs- 
rechtliche Fragen stellen (Gesetzgebungskom- 
petenz, Finanzverfassung). 
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— Ein getrennter Ausweis von Steuer und Beihilfe 
wäre zwar für statistische Zwecke wünschens- 
wert. Dieser Vorteil rechtfertigt jedoch nicht die 
Mehrbelastungen der Pauschallandwirte und 
insbesondere ihrer Abnehmer. Die Beträge müß- 
ten nicht nur in den Rechnungen der Pauschal- 
landwirte oder den Gutschriften der Abnehmer, 
sondern auch in den Aufzeichnungen der Ab- 
nehmer gesondert auf geführt werden. Andern- 
falls wäre die getrennte Angabe der Beihilfe in 
deren Umsatzsteuererklärungen nicht möglich. 
Ein gesonderter Ausweis in Rechnungen, Auf- 
zeichnungen und Steuererklärungen ist seiner- 
zeit auch für die vergleichbare Regelung des 
Aufwertungsausgleichs für die deutsche Land- 
wirtschaft (Aufwertungsausgleichsgesetz vom 
23. Dezember 1969, BGBl. I S. 2381) weder ge- 
meinschaftsrechtlich noch im deutschen Recht 
verlangt worden. 

— Die gesonderte Angabe der Beihilfe in den Steu- 
ererklärungen ist auch für eine zutreffende Be- 
rechnung der Mehrwertsteuer-Eigenmittel der 
EG nicht erforderlich. Wie alle anderen Mitglied- 
staaten (außer Irland) ermittelt die Bundesrepu- 
blik Deutschland die Grundlage der Mehrwert- 
steuer-Eigenmittel nach der Verordnung 2892/77 
des Rates vom 19. Dezember 1977 nicht aufgrund 
der Erklärungs-, sondern der Einnahmemetho- 
de. Dabei werden auch die erforderlichen Kor- 
rekturen nicht auf der Basis von Steuererklä- 
rungen, sondern mit Hilfe der Daten der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung berechnet. Es 
ist kein Grund ersichtlich, bei der Ermittlung 
der durch die Sonderbeihilfe verursachten Um- 
satzsteuermindereinnahmen unter Inkauf- 
nahme der dargelegten Erschwernisse anders zu 
verfahren. Die Höhe dieser Mindereinnahmen 
kann mit hinreichender Genauigkeit ohne gro- 
ßen Aufwand mit Hilfe der Daten der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung ermittelt werden. 

Im übrigen würde die in Artikel 5 vorgeschla- 
gene Regelung ein beachtliches Präjudiz für 
eine allgemeine Anwendung der Erklärungsme- 
thode nach Ablauf der Geltungsdauer der Ver- 
ordnung 2892/77 (31. Dezember 1985) darstellen, 
die sowohl vom Deutschen Bundestag — BT- 
Drucksache 8/614 — als auch vom Bundesrat — 
BR-Drucksache 219/77 (Beschluß) — wegen der 
erheblichen Mehrarbeit für Wirtschaft und Ver- 
waltung nachdrücklich abgelehnt worden ist. 


— Der Kommissionsvorschlag stellt den Zweck der 
Richtlinie teilweise in Frage, da die gesonderte 
Angabe der Beihilfe den Landwirten und ihren 
Abnehmern jedenfalls nicht rückwirkend abver- 
langt werden könnte. 

— Der Vorschlag setzt den Grundsatzbeschluß des 
Europäischen Rates in Fontainebleau nicht rich- 
tig um. Ziel dieses Beschluses war es allein, dem 
deutschen Anliegen entsprechend die Gewäh- 
rung der Beihilfe nach der bereits vorliegenden 
Konzeption des deutschen Rechts zu ermögli- 
chen. Der Richtlinienvorschlag schränkt daher 
das Ergebnis des Gipfels ein. 

Im übrigen setzt der Richtlinienvorschlag die Li- 
nie der zuständigen Bediensteten der EG-Kom- 
mission fort, die in den Vorgesprächen zu dem 
Vorschlag erkennbar war und bereits durch die 
Erklärung des Rates vom 31. März 1984 als sach- 
lich überholt anzusehen ist. 

— Zweifel im Hinblick auf die Vereinbarkeit der 
Beihilfe mit Artikel 95 des EWG-Vertrages könn- 
ten durch einen gesonderten Ausweis der Bei- 
hilfe nicht behoben werden. Sie dürften aber in- 
zwischen nicht mehr bestehen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist eine Ver- 
pflichtung zur getrennten Angabe der Beihilfe nach 
Maßgabe der Artikel 3 Abs. 1 sowie Artikel 4 Abs. 2 
und 3 und zur Berechnung der Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel nach der in Artikel 5 geforderten Erklä- 
rungsmethode nicht hinnehmbar. Sie wird deshalb 
bei den künftigen Beratungen des Vorschlags auf 
europäischer Ebene darauf hinwirken, daß die 
Kommission und die anderen EG-Mitgliedstaaten 
auf diese Anforderungen verzichten. 


III. Entscheidung des Finanzausschusses 

Die Mehrheit der Koalitionsfraktionen hat sich der 
Stellungnahme der Bundesregierung angeschlos- 
sen, die in der vorgeschlagenen Entschließung zu- 
sammengefaßt wird. 

Die Fraktion der SPD hat sich der Stimme enthal- 
ten, nachdem sie auch das Erste Gesetz zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes nicht mitgetragen 
hat. Entsprechend hat die Fraktion DIE GRÜNEN 
ihre Zustimmung zur Entschließung versagt. 


Bonn, den 25. Oktober 1984 


Schiatter 

Berichterstatter 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



